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Kein Hörsaal für Rote Hilfe: 

Teach·4n 
im Studentenhaus 
Am 10. Oktober war in der Universi­
tät ein Flugblatt verteilt worden, in 
dem zum Besuch einer Veranstaltung 
der Gruppen Revolutionärer Kampf, 
Mao (Marxistische Aufbauorganisa­
tion) und Rote Hilfe am 11. Oktober 
im Hörsaal VI der Universität aufge­
rufen wurde. Auf diesem Teach-in 
sollten "gemeinsam mit Ausländern 
konkrete Möglichkeiten sich (gegen 
die Ausweisung palästinensischer 
Arbeiter und Studenten aus der BRD) 
zu wehren und gemeinsame Aktio­
nen" besprochen werden. 
Noch am gleichen Abend hatte der 
Präsident der Universität dazu in 
einer Pressemitteilung erklärt, daß 
"für diese Veranstaltung keine 
Räume der Universität zur Verfügung 
gestellt werden''. Weiter heißt es in 
der Pressemitteilung: "Der Gruppe 
Rote Hilfe waren bereits im Mai 
dieses Jahres Räume der Universität 
verweigert worden, da sie die Ge­
waltverbrechen der Baader-Mein­
hof-Bande öffentlich gebilligt hatte. 
Daraufhin hat sie.,. diese Gruppe ge­
waltsam Zutritt zu den Universitäts­
räumen verschafft und ein Tonband 
mit einer Rede Ulrike Meinhofs ab­
gespielt. Um die Wiederholung der­
artiger Vorfälle zu vermeiden, hat 
sich der Universitätspräsident an den 
Polizeipräsidenten gewandt und um 
Schutz der Universitätsräume ge­
beten." 
Am nächsten Tag wurde in der Uni­
versität ein Flugblatt der Gruppen 
Revolutionärer Kampf Mao, Rote 
Hilfe, Rote Zelle Bockenheim und 
Rote Zelle Jura verteilt, in dem auf 
das Vorgehen des Präsidenten Bezug 
genommen wurde. Darin heißt es 
unter anderem: "Das Verbot ist sein 
Beitrag zur Verschärfung der Unter­
drückung der ausländischen Arbeiter 
und Studenten in der Bundesrepu­
blik. Es reiht sich ein 'in die staat­
lichen Terrormaßnahmen, wie zum 
Beispiel die Nacht-und-Nebel-Aktio­
nen des GUPS-Verbots, das Verbot 
der Demonstration von Ausländern 
und Deutschen in Rüsselsheim: in 
die nicht nur durch die Springer­
presse inszenierte Massenhysterie 
gegen die Ausländer und das Tod­
Schweigen der Demonstration von 
15 000 Arbeitern und Studenten in 
Dortmund. Auch Kantzenbach will 
das Seine dazu tun, systematisch die 
Ansätze des gemeinsamen Kampfes 
von Ausländern und Studenten zu 
zerschlagen. Das wird nicht gelingen. 
Unsere Antwort: Alle Studenten 
heute abend zum Teach-in." 
Am Abend des 11. Oktober waren 
die Eingänge zum Universitäts­
Hauptgebäude verschlossen und auf 
dem Universitätsgelände befand sich 
Polizei. 
Doch die Konfrontation fqnd nicht 
statt: Die studentischen Organisatio­
nen disponierten um und veranstal­
teten das Teach-in in der Aula des 
Studentenhauses, wo sich mehrere 
hundert Personen versammelten. 

SITZUNG DES HAUSHALTS­
AUSSCHUSSES ABGEBROCHEN 
Am Donnerstag, dem 12. Oktober, hat­
te der SHB/SF in einem Flugblatt die 
Studenten aufgerufen, "zuhauf" zur 
Sitzung des Ständigen Ausschusses 
für Haushaltsfragen und den Hoch­
schulentwicklungsplan, der um 14.30 
Uhr im Senatssaal tagen sollte, zu 
kommen. In dem Flugblatt hieß es 
unter anderem: "Wir werden Kant­
zenbach anläßlich der Haushaltsaus-
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schußsitzung zur Rechenschaft über 
seine Politik zwingen, wir werden 
ihm exemplarisch zeigen, daß wir die 
Polizeibesetzung und Aussperrung an 
der Universität nicht kampflos hin­
nehmen werden." Zu der Sitzung er­
schienen eine große Anzahl Studen­
ten, und forderten, nachdem der Prä­
sident unter dem Tagesordnungs­
punkt "Mitteilungen" die Gründe für 
die Verweigerung des Hörsaals und 
die Anforderung des Polizeischutzes 
dargelegt hatte, daß das Teach-in 
vom Vortage im Senatssaal fortge­
setzt werden solle. Außerdem erklär­
ten sie, daß sie nicht bereit seien, dem 
Haushaltsausschuß die Behandlung 
der vorgesehenen Tagesordnungs­
punkte zu ermöglichen. Daraufhin 
beendete der Präsident die Sitzung. 
Noch am gleichen Tag teilte er der 
Presse dazu folgendes mit: "Von ei­
ner größeren Zahl von Studenten 
wurde heute, 12. Oktober 1972, nach­
mittags, d.er Abbruch einer Sitzung 
des Ständigen Ausschusses für Haus­
haltsangelegenheiten und den Hoch­
schulentwicklungsplan erzwungen. 
Der Präsident hatte zu Beginn der 
Sitzung mit den Studenten darüber 
diskutiert, warum er gestern der 
Gruppe "Rote Hilfe" einen Raum in 
der Universit<i.t verweigert und um 
Polizeischutz gebeten hatte. Auch da­
nach waren die Studenten nicht be­
reit, die angesetzten Tagesordnungs­
punkte behandeln zu lassen. Einige 
von ihnen erklärten, das gestrige 
Teach-in fortsetzen zu wollen. 
Der Präsident sieht sich unter diesen 
Umständen gezwungen, diejenigen 
Entscheidungen, die aus Termingrün­
den auf dieser Sitzung hätten gefällt 
werden müssen, selbst zu treffen." 

Etwa 21000 Studenten im WS 
Die Universität wird in d.iesem Semester wesentlim 

mehr Studenten haben, als allgemein erwartet wurde. 
Zwar war seit langem damit gerechnet worden, daß in 
diesem Semester mehr als 20000 Studenten in Frankfurt 
studieren, nicht erwartet wurde aber ein Zuwachs um 
voraussichtlich 15 Prozent von 18300 Studenten im Som­
mersemester auf wahrscheinlich 21 000 Studenten im 
Wintersemester. 4700 Studenten haben sich für das Win­
tersemester angemeldet, bis letzten Freitag hatten sich 
davon 3500 immatrikuliert. Die Universität haben da­
gegen nur etwa 1200 bis 1500 Studenten zum Ende des 
Sommersemesters verlassen, so daß mit einem Zuwachs 

von bis zu 3000 Studenten zu rechnen ist. Ein so großer 
Zuwachs dürfte sich bereits: zu Beginn des Semesters in 
noch mehr überfüllten Vorlesungen und Seminaren be­
merkbar machen und damit die Diskussion um den 
Numerus clausus neu beleben. Zum Teil dürfte die starke 
Erhöhung der Studentenzahl in Frankfurt a.uf die zu­
nehmenden Zula.ssungsbeschränkungen in anderen Bun­
desländern zurückzuführen sein. Ein besonderes Alarm­
zeichen scheint zu sein, daß seit diesem Semester die Hör­
saalkapazität nicht mehr ausreic}Jt. Unser Bild zeigt stu­
denten bei der Einschreibung zum Wintersemester 1972/73. 

(Foto: Bopp) 

Resolution der Fachbereicftskonferenz Neuere Philologien: 

Konzentration der Arbeit in diesem Semester 
auf Curriculumsprobleme 
Im Wintersemester 1972/73 wird im 
Fachbereich Neuere Philologien an­
stelle des ursprünglich angekündig­
ten Veranstaltungsprogramms das 
vom Lehr- und Studienausschuß des 
Fachbereichs ausgearbeitete Curricu­
lum-Programm durchgeführt. Das 
beinhaltet eine Resolution der Fach­
berichtskonferenz vom 17. Oktober 
1972. 

Am 7. Juli 1972 hatte die Fachbe­
reichskonferenz des Fachbereichs 
Neuere Philologien zunächst einstim­
mig eine Resolution angenommen, in 
der es hieß, daß "Die Fachbereichs­
konferenz und die Vollversammlung 
des Fachbereichs 10 beschließen (mö­
ge), daß im (zum) Beginn des Winter­
semesters am Fachbereich 10 statt 
des angekündigten Veranstaltungs­
programms ein Streik stattfinden 
wird (werde)". . 

Begründet wurde dies mit den unzu­
mutbaren materiellen und personel­
len Arbeitsbedingungen an dem 
Fachbereich. Gefordert wurden: Auf­
hebung der 15prozentigen Kürzung 
der Haushaltsmittel und Zurückwei­
sung jeglicher Einfrierung; finanziel­
le Sicherung eines umfangreichen 
Tutorienprogramms ab Winterseme­
ster 1972/73; Bereitstellung von Mit­
teln für die weitere Beschäftigung 
der wissenschaftlichen Hilfskräfte; 
Bereitstellung von zusätzlichen Räu­
men, eventuell in freiwerdenden Ge­
bäuden; Fortschreibung der Tätig­
keitsmerkmale der wissenschaftli­
chen Mitarbeiter; Beschleunigung 
der laufenden Berufungsverfahren 
und Offenlegung von Planungsdaten. 

Wir veröffentlichen hier die Resolu­
tion vom 17. Oktober: 

Resolution zur Arbeit des Fachbe­
reichs im Wintersemester 1972/73 
Die Fachbereichskonferenz des Fach­
bereichs 10 hält im WS 1972/73 an der 
im Sommersemester 1972 beschlosse­
nen Maßnahme fest, anstelle des ur­
sprünglich angekündigten Veranstal­
tungsprogramms das vom LUST­
Ausschuß ausgearbeitete Curricu­
lum-Programm durchzuführen. Die 
Ergebnisse dieser Arbeit sollen 
Grundlage reformierter Studiengän­
ge im Fachbereich 10 sein. 
Ein wesentlicher Grund für den Be­
schluß im SS 72, der als Kampfmaß­
nahme den Boykott der Gremienar­
beit enthielt, waren Informationen 
aus dem Kultusministerium, nach de­
nen nur ein Bruchteil der vom Fach­
bereich beantragten und vom Senat 
befürworteten über leitungs an träge 
positiv entschieden werden sollten. 
Dies hätte die katastrophale perso­
nelle Situation (Verhältnis Lehrende 
: Studenten = 1 : 144) kaum verbes­
sert. Inzwischen hat das Ministerium 
sich doch noch entschließen können, 
die für H-3-Professuren vorgeschla­
genen Assistenten und Räte auf 
H-2-Professuren bzw. Dozenturen 
überzuleiten (von einer einzigen 
H-3-Stelle abgesehen). 
Ein weiterer Punkt, der die Fachbe­
reichskonferenz zu verschärften 
Maßnahmen veranlaßte, war die Ab­
sicht der Universitätsspitze, für be­
scheidene Zuwendungen zur Finan­
zierung von Hilfskräften und Tutoren 

die Zustimmung aes Fachbereichs 
zum Numerus clausus einzuhandeln. 
Sie hat nach Ablehnung des frag­
würdigen Angebots bislang darauf 
verzichtet, die Androhung dieser 
Scheinlösung des Problems wahrzu­
machen, und war statt dessen bereit, 
die "Schulden" des Fachbereichs bei 
Ausgaben für studentische Hilfs­
kräfte und Tutoren zu begleichen. 
Außer diesen geringfügigen personel­
len Verbesserungen hat sich die Si­
tuation am Fachbereich 10 nicht ver­
ändert. 
Die Mitglieder der Fachbereichskon­
ferenz sind in dieser Situation zwar 
bereit, die Gremienarbeit wieder auf­
zunehmen, halten jedoch daran fest, 
daß die Konzentration der Arbeit des 
Fachbereichs im Wintersemester auf 
Curriculumsprobleme weiterhin voll 
gerechtfertigt ist. 

In allen Ärbeitsgruppen wird die 
Möglichkeit bestehen, qualifizierte 
Scheine zu erwerben; so daß der Stu­
dienzeitplan der Studenten nicht be­
einträchtigt wird; Veranstaltungen, 
die sich nicht in das Arheitsgruppen­
programm integrieren lassen, insbe­
sondere solche, die der :Vermittlung 
von praktischen Fertigkeiten und 
Grundkenntnissen sowie der Vor­
bereitung von Examenskandidaten 
dienen, werden auch im Winterseme­
ster stattfinden. 
Dem AG-Komitee. wird die Aufgabe 
übertragen, die Ergebnisse der Ar­
beitsgruppen zu sammeln und für die 
Fachbereichskonferenz einen Vor­
schlag auszuarbeiten, wie nach Ab­
schluß der einsernestrigen Arbeit bis 
zur Konstituierung neuer Studien­
gänge weiter verfahren werden soll. 

Ehrendoktorwürde verliehen 
Bei der Eröffnung der 16. Jahresta­
gung der Deutschen Gesellschaft für 
Hämatologie am 2. Oktober 1972 im 
Kurhaus Bad Nauheim um 9 Uhr hat 
der Dekan des Fachbereichs Human­
medizin der Johann Wolfang Goethe­
Universität Frankfurt am Main Herrn 
Prof. Dr. med. Hermann Lehmann, 
MD, SCD, SRCP, SRIC, FCPAT, FRS, 
aus Cambridge, Titel und Würde 
eines Doktors der Medizin honoris 
causa verliehen. Mit dieser Ehrung 
hat der Fachbereich einen Wissen-

schaftler ausgezeichnet, der durch 
seine biochemischen Forschungen auf 
dem Gebiet des Blutfarbstoffes ' ent­
scheidende neue Erkenntnisse für die 
Molekularbiologie in gleichem Maße 
wie für die klinische Medizin erarbei­
tet und damit Weltgeltung erreicht 
hat. Herr Prof. Dr. Lehmann ist seit 
1963 Leiter der Medical Research 
Council - Abnormal Haemoglobin 
Unit der Abteilung für Biochemie der 
Universität Cambridge. 
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Zur Diskussion gestellt 
Motivationstechnische Defekte der Hochschulgesetzgebung 

Seit Beginn dieses Jahres bilden 
die hess. Hochschulgesetze wieder 
häufiger den Gegenstand kriti­
scher Überlegungen. In diesem 
Beitrag soll versucht werden, das 
Phänomen der Z u nah meder 
"Schweigenden Massen" zu er­
klären. - Jede der durch die 
Hochschulgesetze angesprochenen 
Gruppen ist gekennzeichnet 
1. durch eine kleine Anzahl von 
hochschulpol. Aktiven und eine 
Masse der scheinbar Indifferenten 
und Schweigenden und 2. durch 
die steigende Zahl jener Aktiven, 
die, von zweijährigen Erfahrungen 
mit den neuen Gesetzen ent­
täuscht, in das Lager der Schwei­
genden überwechseln. Sowohl das 
Anwachsen der "Schweigenden 
Massen" als auch der größte Teil 
der geläufigen Detailkritik an den 
Gesetzen sind m. E. Ausfluß einer 
tiefliegenden Problematik, die in 
der Grundkonzeption der Hoch­
schulgesetze verwurzelt ist, und 
die ich begrifflich als "motiva­
tionstechnischen Defekt" um­
schreiben möchte. 
Als Gerüst zur Erläuterung dieses 
Begriffes sollen die jüngeren Mo­
tivationstheorien dienen. Die Mo­
tivationstheoretiker sprechen von 
einer Hierarchie menschlicher Be­
dürfnisse, auf deren unteren Stu­
fen sich die physiologischen und 
psychischen Grundbedürfnisse des 
Menschen (z . B. Schlaf, Nahrung, 
Sicherheit) befinden, und an deren 
Spitze die Ego-Bedürfnisse (Wert­
schätzungs- und Selbstverwirk­
lichungsbedürfnisse) rangieren. 
Nach Meinung der Motivations­
theoretiker können die Bedürf­
nisse der unteren Hierarchiestufen 
heutzutage als befriedigt gelten: 
Aber aus dem Drang nach Befrie­
digung der Ego-Bedürfnisse be­
zieht der Mensch heute seine 
eigentlichen Handlungsanreize. 
Um der Bedeutung der Ego-Be­
dürfnisse zu genügen, empfehlen 
die Motivationstheoretiker, drei 
zentrale Gestaltungsvorschläge in 
den sozialen Organisationen aller 
gesellschaftl. Teilbereiche zu ver­
wirklichen. Die Empfehlungen 
lauten: a) Teilhabe aller Organi­
sationsmitglieder an den Entschei­
dungsprozessen, b) Selbstkontrolle 
und c) Integration der persönli­
chen Entwicklungsziele der Orga­
nisationsmitglieder in das Ziel­
system der Organisation. 
Würde man die Schöpfer der hess. 
Hochschulgesetze nach dem Sinn 
der Gesetze befragen, so erhielte 

man mit Sicherheit dargetan, daß 
das Gesetzeswerk u. a. auch den 
Zweck der Anpassung der Hoch':' 
schulorganisation an die veränder­
ten Bedürfnisstrukturen der Hoch­
schulmitglieder erfüllen soll. Und 
scheinbar werden die Hochschul­
gesetze auch diesem Anspruch ge­
recht, denn schließlich institutio­
nalisieren die Gesetze für alle 
Hochschulgruppen die Teilhabe an 
den Entscheidungsprozessen, und 
darüber hinaus erweitern sie den 
Rahmen der Selbstkontrollmög­
lichkeiten . Bei näherem Hinsehen 
wird aber deutlich, daß die Inte­
gration der persönl. Entwicklungs­
ziele nicht durch die Gesetze abge­
sichert ist: 

Die Entwicklungsziele der Hoch­
schullehrer sind u. a. durch deren 
Interesse an eigenen wissenschaft­
lichen Veröffentlichungen mar­
kiert. Des Assistenten signifikan­
tes Entwicklungsziel ist die Pro­
motion. Der Student möchte sein 
Studium mit einer guten Examens­
note beenden, und es fällt nicht 
schwer, auch für nich twissenschaft­
Iiche Mitarbeiter Entwicklungs­
ziele zu nennen. - So unbestritten 
die mitbestimmte Universität die 
Befriedigung der Ego-Bedürfnisse 
der Universitätsmitglieder ermög­
licht, so klar ist auch, daß die Mit­
arbeit in den universitären Gre­
mien bei aller Beteiligten zu zu­
sätzlichen und wesentlichen Ar­
beitsbelastungen führt, eine Tat­
sache, die letztlich der Realisie­
rung persönl. Entwicklungsziele 
im Wege steht. 

Der motivationstechnische De­
fekt der Hochschulgesetze besteht 
nun darin, daß es keinerlei gesetz­
liche Regelung gibt, die das vor­
handene Mißverhältnis zwischen 
dem hochschulpolitischen Engage­
ment auf der einen Seite und der 
Verfolgung persönlicher Entwick­
lungsziele auf der anderen Seite 
aufheben oder doch zumindest 
nivellieren. Der hochschulpolitisch 
Tätige muß deshalb stets die 
Frage von neuem abwägen : "Kann 
ich mir eine weitere Beteiligung 
an der universitären Selbstver­
waltupg noch leisten?" Sieht der 

Engagierte seine persönlichen Ent­
wicklungsziele gefährdet, mu~ er 
sich unter den bestehenden Um­
ständen zwangsläufig von der 
Selbstverwaltung abwenden, da 
in dieser Situation die Sicherheits­
bedürfnisse des Individuums zum 
Tragen kommen. - Somit ist be­
sagtes Mißverhältnis, sind die mo­
tivationstechnisch defekten Hoch­
schulgesetze m. E. auch die eigent­
liche Ursache für die zunehmende 
Zahl derer, die sich von der Selbst­
verwaltung abwenden und in die 
"schweigenden Massen" eintau­
chen. 

Um den motivationstechnischen 
Defekt der Hochschulgesetzgebung 
zu beheben, müssen die persön­
lichen Entwicklungsziele gruppen­
spezifisch in die Gesetze integriert 
werden. Den Hochschullehrern 
wäre wahrscheinlich schon sehr 
geholfen, wenn die Fachbereichs­
konferenzen verkleinert würden, 
so daß sich immer ein Teil der 
Hochschullehrer nicht mit der 
Selbstverwaltung beschäftigen 
muß. Für die Gruppen der wissen­
schaftlichen und nichtwissen­
schaftlichen Mitarbeiter sollte ge­
setzlich festgelegt sein, daß enga­
gierte Mitglieder aus diesen Grup­
pen für die Dauer ihrer Mitglied­
schaft in universitären Gremien 
ihre berufliche Stellung in der 
Universität nicht verlieren kön­
nen. Der Student sollte sich im 
Falle der Mitarbeit an der univer­
sitären Selbstverwaltung vom re­
gulären Studium für ein oder zwei 
Semester befreien lassen können. 
Darüber hinaus sind finanzielle 
Unterstützungen für viele Studen­
ten die grundlegende Vorausset­
zung für eine hochschulpolitische 
Tätigkeit. 

Diese unvollständige Liste an Ver­
besserungsvorschlägen soll nur die 
Richtung möglicher Problem­
lösungen aufzeigen; der Formu­
lierung wirksamer, d . h. vor allem 
flexibler Gesetzesbestimmungen 
müssen exakte Situationsanalysen 
in allen HOchschulgruppen vor­
ausgehen. 

Rudi K. Fr. Bresser 
(ads - sozialliberal) 
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Studentische Beiträge erhöht: 

"Verschärfung des sozialen 
Numerus clausus" 
Nachdem der Kultusminister bereits 
im Februar dieses Jahres, als das Stu­
dentenwerk der Universität Frank­
furt in der Krankenversorgung mit 
einem Defizit von etwa 230000 DM 
rechnete, die studentischen Beiträge 
in Frankfurt im Rahmen der Rechts­
aufsicht um 12 DM pro Semester er­
höht hatte, hat Friedeburg nun auch 
eine Erhöhung der Beiträge für die 
Studentenwerke Gießen und Mar­
burg angeordnet. In Gießen bezahlen 
die Studenten ab Wintersemester 
1972/7380 DM. 
Der AStA der Universität Gießen hat 
daraufhin die Studenten aufgefor­
dert, die Einschreibung für das neue 
Semester aus Protest gegen die Erhö­
hung bis Ende Oktober hinauszuzö­
gern. 
In Marburg sollen die Studenten 

im kommenden Sommersemester 
95 DM und ab Wintersemester 1973/74 
110 DM bezahlen. Daraufhin hat der 
Vorstand des Studentenwerks Mar­
burg in einem offenen Brief an den 
Kultusminister erklärt, daß er sich 
außerstande sieht, der Anweisung des 
Kultusministers zu entsprechen, da, 
wie unter anderem ausgeführt wird, 
"die Preiserhöhung den sozialen Nu­
merus clausus aufs äußerste ver­
schärft und gerade die Kinder aus 
den schwächsten Einkommensschich­
ten am härtesten trifft". Außerdem 
kündigt der Vorstand in dem Brief 
an, daß falls die Bezuschussung des 
Landes nicht geändert wird, "sich der 
Vorstand mit allen, auch ihm zuste­
henden rechtlichen Mitteln dagegen 
wehren (wird), daß solche unsozialen 
Erhöhungen vorgenommen werden". 

Wichtiges in Kürze 
"Am 3. und 4. November 1972 veran­
staltet die Akademische Motorsport­
gruppe an der Universität Stuttgart 
e. V. im AvD das 6. ams-Fahrtraining 
auf dem Hockenheimring. Die Veran­
staltung soll insbesondere Studenten 
Gelegenheit geben, auf einer sicheren 
Rennstrecke für einen geringen Un­
k(,)stenbeitrag im Rahmen einer 
Fahrstilprüfung über 2mal 15 Run­
den ihr Fahrkönnen zu erproben und 
zu verbessern. Teilnehmen können 
Studenten, Angehörige aller Hoch­
schulen und geladene Gäste, sofern 
sie einen Führerschein besitzen und 
über ein Kraftfahrzeug verfügen. 
Durch eine reich gestaffelte Eintei­
lung der Fahrzeuge in Klassen nach 
Leistungsgewicht (kp/PS) ist es mög­
lich, mit jedem Automobil oder Mo­
torrad, das den Bestimmungen der 
StVZO entspricht, z:u.starten. Diese 
Veranstaltung ist der '7. Lauf zum 
Deutschen Hochschulpoka1'72 im Mo­
torsport. Zur Bereicherung werden 
auch dieses Jahr wieder zahlreiche 
bekannte Renntourenwagen und For­
melwagen in besonderen Klassen am 
Start sein. Auskünfte und Ausschrei­
bungen zum 6. ams-Fahrtraining sind 
bei der Akademischen Motorsport­
gruppe an der Universität Stuttgart 
e. V. im AvD, 7 Stuttgart, Keplerstra­
ße 10, erhältlich." 
"Studium in Frankreich" heißt die 
neueste Veröffentlichung des Deut-

schen Akademischen Austauschdien­
stes (DAAD), Bonn. Dieser Studien­
führer informiert über die französi­
schen Universitäten, die Grandes 
~coles sowie über die dortigen Stu­
diengänge, Prüfungen und akademi­
schen Grade. Außerdem ist eine Fülle 
von praktischen Hinweisen angefügt: 
Formalitäten des Studiums, Stipen­
dien, Adressen der Universitäten, 
Literatur über ein Frankreich­
studium sowie über Lebensbedingun­
gen. Ferner bringt die Schrift eine 
übersicht der deutsch-französischen 
Studienäquivalenzen, über die der 
DAAD bereits im letzten Jahr eine 
ausführliche Broschüre veröffentlicht 
hat. 
Im Fachbereich Wirtschaftswissen­
schaften ist es nach Auffassung des 
Verwaltungsgerichts Frankfurt nicht 
möglich. bei der. Diplomprüfung No­
ten mit Plus- und Minuszeichen zu 
versehen. In einem Urteil verpflich­
tete das Gericht das Prüfungsamt, 
dem Kläger eine bessere Note zu ge­
ben, wie sie sich errechnet, wenn man 
die Plus- und Minuszeichen nicht be­
achtet. Der Fachbereich hat inzwi­
schen eine Änderung der Prüfungs­
ordnung beschlossen, um die bisherige 
Praxis beibehalten zu können. Die 
Universität hat gegen das Urteil Be­
rufung eingelegt. Es ist daher noch 
nicht rechtskräftig. 

Soll die Forschung an den Universitäten absterben? 
Im Hessischen Universitätsgesetz 
wird gesagt, daß die Universität der 
Wissenschaft sowohl in der For­
schung als auch in der Lehre dienen 
soll. Der Professor als qualifizierter 
Forscher droht jedoch aus unseren 
Universitäten zu verschwinden, wenn 
die jetzigen Pläne der Kultusministe­
rien Wirklichkeit werden sollten. 
Der Grund für diese drohende Ent­
wicklung ist die Reaktion der politi­
schen Instanzen auf die Misere, die ­
durch die jahrzehntelangen Ver­
säumnisse in Ausbau, Vermehrung 
und Reform der Universitäten ver­
schuldet ist. Die so entstandene Über­
lastung der Universitäten glauben 
Politiker und Teile der Öffentlichkeit 
beheben zu können, indem sie die 
Lehrstundenzahl der Professoren er­
höhen. 
Bisher war die Pflichtstundenzahl 
für Professoren in den Berufungsver­
trägen meist auf etwa 5 Stunden 
Lehre in der Semesterwoche fest­
gelegt. Die für einen qualifizierten 
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. Unterricht notwendige Zeit für Vor­
bereitungen und Nacharbeiten macht 
das zwei- bis vierfache dieser Zeit 
aus, so daß etwa 20 Arbeitsstunden 
pro Woche im Semester für diesen 
Lehrumfang nötig sind; das bedeutet 
fast die Hälfte der offiziellen Ar­
beitszeit. Bei geringer Verwaltungs­
belastung wäre dann die andere 
Hälfte für Forschung verfügbar. Um 
die steigende Studentenzahl zu be­
wältigen, fanden sich fast aUe Hoch­
schullehrer bereit, nach und nach 
mehr Lehrstunden zu übernehmen in 
der Hoffnung, daß die Verantwortli­
chen Abhilfe durch Bewilligung der 
nötigen zusätzlichen Stellen, Gelder 
und Plätze schaffen würden. Daß da­
durch Forschung zum großen Teil in 
die Freizeit verlegt werden mußte, 
wurde als vorübergehend angesehen. 
Nach einer Untersuchung in Tübin­
gen stieg dadurch die Arbeitszeit des 
Professors im Durchschnitt auf 60-65 
Stunden in der Woche. Dieser Zu­
stand besteht nun scho~ Jahre. Es 
sollte eine der wichtigsten Aufgaben 
der Hochschulreform sein, für eine 
Entlastung von diesen übergroßen 
Lehraufgaben zu sorgen. Statt dessen 
werden jetzt von den Kultusministe­
rien "Lehrdeputate" angesetzt, die 
diese Misere noch verstärken. Jetzt 
sollen von allen Professoren minde­
stens acht Lehrstunden gefordert 
werden, was etwa 32 Wochenstunden 
an Arbeit für Lehre bedeutet. 

Die Ausarbeitung gänzlich neuer 
Lehrveranstaltungen erfordert we­
sentlich mehr Zeit, so daß gerade die 
se Voraussetzung für eine Studienre­
form nahezu unmöglich gemach1 
wird. Von einer Minimalzeit für For­
schung dagegen ist nicht die Rede. 
Hinzu kommt, daß die (sehr notwen-

dige) Demokratisierung der Verwal­
tung und Organisation keine Entla­
stung der PrGfessoren von diesen 
Aufgaben bringt. Nach dem Hessi­
schen Universitätsgesetz müssen alle 
Professoren an den Konferenzen des 
Fachbereichs teilnehmen. Hinzu 
kommen noch weitere Sitzungen und 
Organisa tionsarbei ten. 

Berechnet man a11 dies, so ist im 
Durchschnitt nur etwa ein Tag pro 
Woche in der Lehrperiode von sieben 
Monaten des Jahres für Forschung 
verfügbar. Für qualifizierte For­
schung auf dem Gebiete der Experi­
mentalwissenschaften ist dies völlig 
ungenügend. Die Froschung würde 
endgültig ruiniert, wenn schließlich 
noch das "Studienj ahr" dazu führt , 
daß die jetzt noch vorwiegend unter­
richtsfreien fünf Semestermonate ge­
kürzt werden. 

Derzeit noch kann etwa vier Monate 
lang mit einer gewissen Kontinuier­
lichkeit Forschung an den Universi­
täten betrieben werden. Häufige Un­
terbrechungen durch mehrtägige 
Pausen sind für den Forschungspro­
zeß äußerst schädlich. Zeitliche Zer­
stückelung macht diese Arbeit über­
proportional ineffektiv, zu kurze 
Zeitfragmente machen sie ganz un­
möglich. Zwei zusammenhängende 
Tage pro Woche sind das Minimum 
an zeitlicher Kontinuität. Professoren 
sollen nach dem Gesetz ihre Studen­
ten Wissenschaft einschließlich For­
schungsmethodil{ lehren. Hochrangi­
ge Wissenschaft kann aber nur derje­
nige lehren, der selbst Forschung be­
treiben kann, die den Wettbewerb 
mit Forschungsinstituten und auslän­
dischen Universitäten besteht. Dazu 
sind gleichermaßen genügend Geld 
und Zeit notwendig. 

Eine Hochschulreform, die beides 
nicht wesentlich verbessert, verfehlt 
ihr Ziel. Die Pflichtzahl an Lehrstun­
den darf nicht mehr als fünf betra­
gen. Die auf dem überhöhten "Lehr­
deputat" von acht Stunden beruhen­
den Rechnungen des notwendigen 
Bedarfs an Professoren müssen korri­
giert werden; er liegt also um 40 Pro-

zent höher als der jetzt angesetzte. 
Falls dieser Bedarf nicht zu decken 
ist, verbleibt nur die entsprechende 
Beschränkung der Studentenzahl. Das 
ist sicherlich unpopulär; aber es muß 
endlich deutlich gesagt werden: Die 
Bildungskatastrophe wird nicht kom­
men, sie ist schon da! 

Prof. Dr .. R. W. Kaplan 

Neue Bücher 
Die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft hat ein neues Buch über 
die Neuordnung der Lehrerausbil­
dung herausgegeben. Das Buch ist er­
schienen unter dem Titel "Neuord­
nung der Lehrerausbildung, Planun­
gen, Enttäuschungen, Alternativen. 
In 7 Kapiteln werden dort von einer 
20köpfigen Autorengruppe aus dem 
Bereich hessischer Hochschulen und 
dem Bereich der Studienseminare 
Modellvorstellungen zur Neuordnung 
der Lehreraus-, -fort- und -weiter­
bildung diskutiert und eigene Mo­
dellkonzepte angeboten. Das Buch 
wird kostenlos von der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft, Hessen. 
6 Frankfurt, Zimmerweg 12, abge­
geben. 

In der Schriftenreihe des Instituts für 
Tugendbuchforschung der Johann­
Wolfgang-Goethe-Universität ist in 
diesem Jahr eine kritische Analyse 
der Literatur für Leseanfänger mit 

dem Titel "Bilderbuch und Fibel" er­
schienen. Herausgeber ist Klaus Do­
derer. Das Buch ist in vier Abschnitte 
eingeteilt, und zwar : eine "Analyse 
von Verhaltensmustern in Schul­
fibeln", "Anmerkungen zum An­
spruchsniveau der neuesten Produk-
tion", "Kinderliteratur auf Schall­
platten" und "Die unterschiedlichen 
Ansichten der Produzenten". Erschie­
nen ist das Buch im Beltz Verlag, 
Weinheim und Basel 1972. 

Termine 

Termine der Konventssitzungen im 
Wintersemester 1972/73: 29. 11. 1972, 
10. 1. und 7. 2. 1973. Die erste Kon­
ventssitzung. im Wintersemester fand 
am 25. 10. 1972 statt. 
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Ministerpräsidenten unterzeichneten Staatsvertrag: Die neuen Dekane 
Einheitliche Richtlinien über 
Zulassung in Ne-Fächern 

Für die Amtsperiode 1972/73 wurden in den letzten Monaten die neuen 
Dekane der Fachbereiche gewä.hlt. Im Fachbereich Erziehungswissenschaften 
findet die Wahl erst noch statt. Im Fachbereich Humanmedizin wurde nicht 
gewählt, da hier die Amtszeit der Dekane nicht ein Jahr, wie in den übrigen 
Fachbereichen, sondern vier Jahre beträgt. 

dpa. - Die Ministerpräsidenten der 
Länder haben am letzten Freitag 
nach zweitägigen Bera.tungen in 
Stuttga.rt den Staatsvertrag über eine 
bundes einheitliche Regelung des 
Hochschulzugangs unterzeichnet. Der 
Vertrag, der noch von den Länder­
parlamenten ratifiziert werden muß, 
war am 6. Oktober von den Kultus­
ministern der Länder in Koblenz ver­
abschiedet worden. Er schafft für alle 
Hochschulen einheitliche Richtlinien 
über die Zulassung zum Studium in 
Numerus-clausus-Fächern. 
Außerdem sieht er eine einheitliche 
Berechnung der Hochschulkapazitä­
ten vor. Nach dem Staatsvertrag soll 
in Nordrhein-Westfalen eine Zentral­
steIle eingerichtet werden, die die 
verfügbaren Studienplätze in den 
Numerus-clausus-Fächern zu 60 Pro­
zent nach der Leistung - nach der 
Durchschnittsquote des Abiturs -
und zu 40 Prozent nach der Zeitdauer 

seit dem Erwerb der Studienberech­
nung vergibt. Vorab sollen für so­
ziale Härtefälle bis zu 15 Prozent, 
für Ausländer bis zu acht Prozent 
und für Sanitätsanwärter der Bun­
deswehr sowie Bewerber für den 
öffentlichen Gesundheitsdienst bis zu 
jeweils zwei Prozent der Plätze zur 
Verfügung gestellt werden. Auf der 
Sitzung der Ministerpräsidentenkon­
ferenz war es noch einmal zu einer 
eingehenden Beratung des Staatsver­
trages gekommen, zumal das Land 
Bremen Bedenken gegen Teile des 
Vertragsinhalts vorgebracht, diese 
dann jedoch wieder zurückgezogen 
hatte. Einen Tag vor der Unterzeich­
nung erklärte der Vorsitzende der 
Konferenz, der Stuttgarter Regie­
rungschef Dr. Hans Filbinger, man 
habe bereits in wesentlichen Fragen 
Einigkeit erzielt. Es sei der überein­
stimmende Wille aller Länder deut­
lich geworden, zu einer Einigung 

über den Staatsvertrag zu kommen. 
Unmittelbar vor der Vertragsunter­
zeichnung waren von den verschiede­
nen Interessengruppen noch einmal 
unterschiedliche Stellungnahmen ab­
gegeben worden. 
Der Präsident des Deutschen Lehrer­
verbandes, Clemens Christians, for­
derte die Ministerpräsidenten in ei­
nem Telegramm auf, den Staatsver­
trag ohne Verzögerung zu verab­
schieden. Wenn schon Zugangs­
beschränkungen unvermeidbar seien, 
könne nur die bisher sinnvollste Er­
probung der Studierfähigkeit, das 
Abitur, maßgebend sein. Der VDS 
wertete demgegenüber den Staats­
vertrag als einen weiteren Schritt zur 
Reglementierung des Studiums. Statt 
Ausbau des Bildungswesens versuche 
man, durch ein rigides staatliches 
Planungs- und Lenkungsinstrumen­
tarium die "Mangelverwaltung zu 
perfektionieren" • 

•• 
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Prof. Dr. 
Diestelkamp 

Prof. Dr. 
Abb 

Prof.Dr. 
Reichelt 

noch nicht gewählt 

Prof. Dr. 
Matthaei 

Prof. Dr. 
Pesch 

Prof. Dr. 
Schaaf 

Prof. Dr. 
Schubert 

Prof. Dr. 
Wirth 

Prof. Dr. 
Christadler 

Prof.Dr. 
Horbatsch 

Prodekan 

Prof. Dr. 
Mertens 

Prof. Dr. 
Gümbel 

Prof. Dr. 
Schmidt 

Prof. Dr. 
Küppers 

Prof. Dr. 
Stoodt 

Prof. Dr. 
Schnädelbach 

Prof. Dr. 
Freyh 

Prof. Dr. 
Eisenberger 

Prof. Dr. 
Könnecker 

Prof. Dr. 
Brands 

Prä dekan 

Prof. Dr. 
Denninger 

Prof. Dr. 
Fleischmann 

Prof.Dr. 
Hirsch 

Prof. Dr. 
H. Schmidt 

Prof. Dr. 
W. Becker 

Prof.Dr. 
Bleicken 

Prof. Dr., 
Altenhofer 

Prof. Dr. 
Hans,A. Dettmer 

Approbationsordnung für Arzte Prof. Dr. 
Franz 

Prof. Dr. 
Jung 

12 

13 

Prof. Dr. 
Burde 

Prof. Dr. 
Thomas 

Prof. Dr. 
Kerner 

Prof. Dr. 
Müser 

am 1. Oktober in Kraft getreten 14 

15 

Prof. Dr. 
Sterzel 

Prof. Dr. 
K.Thoma 

Prof. Dr. 
Ried 

Prof. Dr. 
Fasold 

Prof. Dr. 
F. Becker 

Am 1. Oktober 1972 tritt die Appro­
bationsordnug für Ärzte vom 28. Ok­
tober 1970 voll in Kraft. Damit läuft 
erstmals ein in allen Teilen neu ge­
stalteter Studiengang in der Medizin 
an. Betroffen sind die Studierenden, 
die im Wintersemester 1972/73 ihr Me­
dizinstudium aufnehmen. Die neuen 
Ausbildungs- und Prüfungsvorschrif­
ten sehen im wesentlichen folgendes 
vor: 
Der sechsjährige Stl1diengang·, teilt 

sich in ein vorklinisches Studium von 
zwei Jahren, das mit der Ärztlichen 
Vorprüfung abschließt und ein vier-' 
jähriges klinisches Studium. Das 
letzte Jahr des Studiums ist voll einer 
durchgehenden praktischen Ausbil­
dung an Universitätskliniken oder 
ermächtigten Lehrkrankenhäusern 
gewidmet. 
Die Ärztliche Prüfung wird in drei 
Abschnitten abgelegt, von denen der 
erste nach dem ersten, der zweite 

Notengrenzwerte im 
Zulassungsverfahren 
Wir geben hier die Notengrenzwerte 
im Zulassungsverfahren für das Win­
tersemester 1972/73 an der Universität 
Frankfurt mit dem Stand vom 18. Ok­
tober 1972 bekannt. Allerdings erfol­
gen alle Angaben ohne Gewä.hr. 
Medizin: Leistung 1,91 
Anciennität: 1969 (Leistung 3,33 und 
Bundeswehr) 
Zahnmedizin: Leistung 2,10 
Anciennität 1968 (Leistung 3,56) 
Pharmazie: Leistung 1,92 
Anciennität 1967 (Leistung 3,17) 

Psychologie: Leistung 1,76 
Anciennität 1968 (Leistung 2,33) 

Biologie: Diplom: Leistung 2,13 
Anciennität 1970 (Leistung 3,27 und 
Bundeswehr) 
Höheres Lehramt: Leistung 2,18 
Anciennität 1971 (Leistung 2,64 und 
Bundeswehr) 

Chemie: Diplom: Leistung 2,14 
Anciennität 1971 (Leistung 3,23) 
Höheres Lehramt: Leistung 2,83 
Anciennität 1972 (Leistung 3,61) 

Die Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt betrauert den 
Tod ihres emeritierten ord. Professors der Theoretischen Physik 

Dr. Erwin Madelung 
Rektor der Universität im Goethe-Jahr 1931/32 und mehrfach Dekan 
der Naturwissenschaftlichen Fakultät, Nachfolger von Max Born au.f 
dem Lehrstuhl für Theoretische Physik, gehört Professor Madelung 
zu den bedeutenden Physikern seiner Zeit, die die Naturwissenschaft 
in ihrer Gesamtheit noch zu überschauen vermochten. 
Die Universität wird dem im 91. Lebensjahr verstorbenen Gelehrten 
ein ehrendes und dankbares Andenken bewahren. 

Der Präsident 
Dr. Erhard Kantzenbach 

Am 6. August 1972 ist unser lieber Mitarbeiter 

Herr Amtmann 

Rüdiger Albrecht 
im Alter von 32 Jahren nach langer und schwerer Krankheit ver­
storben. 
Er war seit 1963 bei uns tätig und hat sich in ~em von. ihm betreute.n 
Arbeitsgebiet durch sein freundliches und hllfsbereltes Wesen dIe 
Zuneigung all derer erworben, mit denen er zu tun hatte. 

Wir haben durch seinen Tod einen herben Verlust erlitten. 
Der Kanzler 

nach dem dritten und der dritte nach 
dem vierten klinischen Jahr absol­
viert werden kann. 

16 Prof. Dr. 
A. Ried 

Prof. Dr. 
V.Lange 

Prof. Dr. 
Winter 

17 
Alle Prüfungen werden künftig 
schriftlich und im ganzen Bundes­
gebiet einheitlich nach dem "Ant- 18 
wort-W ahl-Verfahren" durchgeführt. 
Nur für den "Dritten Abschnitt" der 
Ärztlichen Prüfung ist neben der 
schriftlichen auch eine mündliche Prü­
fung (Kollegialprüfung) vorgesehen. 

Prof. Dr. 
Semmel 

Prof. Dr. 
Vogel 

Prof. Dr. 
Murawski 

Die A,pprobation als Arzt wird nach 
Bestehen der Ärztlichen Prüfung er­
teilt. Nach bisherigem Recht mußte 
nach der ärztlichen Prüfung noch eine 
Vorbereitungszeit als Medizinalassi­
stent abgeleistet werden, bevor die 
Bestallung oder die Approbation als 
Arzt erteilt werden konnte. Ziel die­
ser neuen Approbationsordnung ist 
vor allem eine Intensivierung der 
ärztlichen Ausbildung und ihre stär­
kere Ausrichtung auf die Praxis. 
Für die Studenten, die ihr Medizin­
studium in den letzten beiden Jahren 
begonnen haben, gilt eine übergangs­
regelung, die sich aus Elementen des 
neuen und bisherigen Ausbildungs­
ganges zusammensetzt. 

Prof.Dr. 
Fick 

Prof. Dr. 
Jäger 

,Keine anderen Kriterien' 
Zu den Auseinandersetzungen über 
die Bewerbung Herbert Stubenrauchs, 
eines Lehrers der Ernst-Reuter­
Schule, um einen der fünf zu beset­
zenden Lehrstühle des Didaktischen 
Zentrums hat der Geschäftsführende 
Direktor des Zentrums, Prof. Fried­
rich Roth, am Montag in einer Presse­
mitteilung Stellung genommen. Dar­
in weist er als Vorsitzender der Be­
rufungskommission die Unterstellung, 
bei Herrn Stubenrauch seien andere 

Kriterien als bei anderen Bewerbern 
zugrunde gelegt worden, zurück. Stu­
benrauch sei keineswegs wegen seiner 
politischen überzeugung nicht in die 
engere Wahl gezogen worden. Die 
Kommission habe in keiner Weise die 
Verfassungstreue von Stubenrauch 
angezweifelt, sondern es seien ledig­
lich in "Umlauf" befindliche Aussagen 
angesprochen und durch gewissen­
hafte Tatsachenermittlung im Sinne 
von Stubenraucti. geklärt worden. 

10. Vollversammlung der Bundesassistentenkonferenz: 

Die Arbeit wird fortgesetzt 
dpa - Die Bundesassistentenkonfe­
renz (BAK) will ihre Arbeit über das 
Jahr 1973 hinaus fortsetzen. Dafür 
hat sich der BAK-Vorsitzende Wolf­
gang König in Bonn vor Journalisten 
ausgesprochen. Auf der 10. Vollver­
sammlung der BAK war die Frage ei­
ner kurzfristigen Auflösung der BAK 
und ihrer Überleitung in die Gewerk­
schaften heftig diskutiert, dann aber 
von der Mehrheit der Delegierten ab­
gelehnt worden. 
Der stellvertretende Vorsitzende der 
Assistentenkonferenz, Peter Müller, 
betonte, bei einer Auflösung der BAK 
sei gegenwärtig in anderen Organisa­
tionen, die die gleichen politischen 
Ziele verträten, noch kein Ersatz zu 
sehen. Eine überleitung der Assisten­
ten in die Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft, die seit einem Jahr 
von der Assistentenkonferenz gefor­
dert wird, würde Satzungs- und 
strukturelle Änderungen in der GEW 
erfordern, die frühestens auf deren 
nächstem Kongreß 1974 beschlossen 
werden könnten. Müller hob hervor, 
daß die Ablehnung einer kurzfristi­
gen Auflösung der BAK durch die 
Mehrheit der Vollversammlung ein 
Votum für die Erhaltung der überört­
lichen Vertretung der wissenschaftli­
chen Assistenten der Hochschulen 
sei. 
Demgegenüber vertrat die stellver­
tretende BAK-Vorsitzende ' Ulrike 
Schott die Auffassung, die im Grunde 
ständische Struktur der BAK vertra-

ge sich nicht mit ihrer Politik der ge­
werkschaftlichen Orientierung., 
Der BAK-Vorstand betonte nach­
drücklich, daß in jedem Falle die 
Verhandlungen mit der Gewerk­
schaft Erziehung und Wissenschaft, 
aber auch mit der Gewerkschaft Öf­
fentliche Dienste, Transport und Ver­
kehr intensiv weitergeführt, bezie­
hungsweise aufgenommen werden 
sollten, um eine gewerkschaftliche 
Orientierung der Hochschulangehöri­
gen voranzutreiben. 
Schwerpunkt der weiteren Arbeit der: 
Bundesassistentenkonferenz soll vor 
allem die Bemühung um die Reform 
der Studiengänge sein. Dabei, so er­
klärte der BAK-Vorstand gehe es un­
ter anderem darum, auf überregiona­
ler Ebene durch Studienreformkon­
gresse die an den einzelnen Hoch­
·schulen erarbeiteten und teils auch 
erprobten Konzepte einer breiteren 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 
Die örtlichen Initiativen für Studien­
reformen sollen koordiniert und neue 
Arbeiten initiiert werden. Dabei wer­
de sich die BAK zunächst auf die Be­
reiche Lehrerausbildung, Medizin, 
kleine Fächer, sowie Raum- und Um­
weltplanung konzentrieren. 
Schließlich sollen auch hochschulpo­
litische Rahmenbedingungen und Be­
hinderungen der Studienreform un­
tersucht und als Zentralthema auf ei­
nem hochschulpolitischen Kongreß 
behandelt werden, den die Gewerk­
schaft Erziehung und Wissenschaft 

möglicherweise noch im kommenden 
Wintersemester gemeinsam mit der 
BAK, dem Verband Deutscher Stu­
dentenschaften und dem Bund De­
mokratischer Wissenschaftler veran­
stalten werde. 
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. , ,"'. Personalien .' . 
Intermediate Processes in Nuclear 
Reactions" vom 31. August bis 5. Sep­
tember 1972 in Plitvice Seen (Jugo­
slawien) eingeladen und hielt dort 
Vorlesungen über die Theorie der 
Kernmolekule. 

für Kristallographie, hat einen Ruf 
auf einen ordentlichen Lehrstuhl für 
Mineralogie an der Universität Er­
langen-Nürnberg erhalten. 

Humanmedizin 
Wirtschaftswissenschaften 
Die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
hat Herrn Professor Dr. Werner 
Meißner eine Forschungsbeihilfe in 
Höhe von 77100 DM für ein Projekt 
über "Ökonomische Aspekte des Um­
weltproblems" bewilligt. Die regio­
nale Studie, die zunächst auf 18 Mo­
nate angelegt ist, wird sich mit den 
quantitativen Auswirkungen ökono­
mischer Aktivitäten auf die Umwelt 
und ihre gesellschsaftlichen Implika­
tionen befassen. 

H 4 (Heilpädagogische Psychologie 
unter besonderer Berücksichtigung 
therapeuti:scher Verfabren~ ernannt. 

Professor Dr. Erhard Lommatzsch, 
em. Professor der Romanischen Phi-
1010gie' wurde zum Membre de 1'In­
stUut de France und zum Associe der 
Academie des Inscriptions et Belles­
Lettres gewählt. 

Professor Dr. Walter Greiner (Theo­
retische Physik) wurde anläßlich der 
Eröffnung des Super-Hilac zu einem 
zweimonatigen Gastaufenthalt wäh­
rend der Monate August/September 
1972 an das Lawrence Radiation La­
boratory der Unlversity of California 
in Berkeley eingeladen. Er hielt 
dort Vorlesungen über Theoretische 
Schwerionenphysik. 

Dr. Thomas Gürtner wurde die Be­
zeichnung Honorarprofessor an der 
Johann Wolfgang Goethe-Universität 
verliehen. Philosophie 

Dr.Johann Glöckl hat sich durch seine 
Schrift "Wahrheit und Beweisbarkeit" 
habilitiert. 

Geschichtswissenschaften 

Dr. Leonhard Lipka (bisher Oberassi­
stent an der Universität Tübingen) 
wurde zum Professor H 4 (Englis<;he 
Philologie) ernannt. 

Chemie 

Dr. Johannes Schubert wurde die Be­
zeichnung Honorarprofessor an der 
Johann Wolfgang Goethe-Universität 
verliehen. 

Professor H.-J. Krupp hat einen Ruf 
auf einen ordentlichen Lehrstuhl für 
Wirtschaftspolitik an der Universität 
Bonn erhalten. 

Dr. Alexander Fischer hat sich durch 
die Habilitationsschrift "Antifaschis­
mus und Demokratie. Planung und 
Politik der UdSSR in der Deutsch­
landfrage von 1941 bis 1945" für das 
Fach "Neuere Geschichte mit beson­
derer Berücksichtigung der osteuro­
päischen Geschichte" habilitiert. 

Dr. Robert Altenhofer wurde zum 
Professor H 4 (Deutsche Philologie) 
ernannt. Dr. Heindirk tom Dieck wurde zum 

Professor H 3 ernannt. 

Priv.-Doz. Dr. Hansjörg Becker wur­
de die Bezeichnung Honorarprofessor 
an der Johann Wolfgang Goethe-Uni­
versität verliehen. 
Dr. Klaus Breddin wurde zum Pro­
fessor H 3 (Angiologie) ernannt. Physik Biologie 
Dr. Martin Kaltenbach wurde zum 
Professor H 3 ernannt. Professor Dr. Kurt Bohr hat einen 

Ruf zum ordentlichen Professor für 
Betriebswirtschaftslehre an der Uni­
versität Regensburg angenommen. 
Prof. Dr. Thomas Reichmann, Leiter 
der Abteilung Volks- und Betriebs­
wirtschaftliches Rechnungswesen, er­
hielt einen Ruf auf den Lehrstuhl für 
Unternehmensrechnung der Uni ver­
versität Dortmund. Die Technische 
Universität Berlin hat ihm für das 
nächste Semester eine Gastprofe~sur 
angeboten. 

Prof. Dr. Friedrich Hermann Schu­
bert hat einen Ruf auf einen Lehr­
stuhl für Geschichte an der Universi­
tät Freiburg im Breisgau erhalten. 

Dr. Karl Gürs wurde die Bezeichnung 
Honorarprofessor an der Johann 
Wolfgang Goethe-Universiät verlie­
hen. 
Professor Dr. Klaus Dose wurde zum 
ordentlichen Professor an der Uni­
versität Mainz ernannt. 
Professor Dr. Walter Greiner (Theo­
retische Physik) war als "official guest 
of honour" zur Jahrestagung der 
"South African Physical Society" vom 
1. bis 20. Juli nach Johannesburg, 
Pretoria, Stellenbosch und Kapstadt 
eingeladen. Er hielt dort einen Ple­
narvortrag über "Quantum Electro­
dynamics of Strong Fields and its 
Test in Heavy-Ion Collision" sowie 
mehrere Kolloquien ' über die For­
schungsarbeiten des Instituts für 
Theoretische Physik. 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
hat Herrn 'prof. Dr. A. Wild vom Bo­
tanischen Institut einen dreimonatj­
gen Forschungsauftrag (vom 7. 9. bis 
7. 12. 1972) am Charles F. Kettering 
Research Institut Yellow Springs, 
Ohio, bewilligt. 

Professor K .-H. Vosteen wurde zum 
Ehrenmitglied der Gesellschaft der 
japanischen Otorhinolaryngologen er­
nannt. 
Auf der NATO-Konferenz vom 4. bis 
16. September in Florenz über "Pri­
mary Molecular Events in Photobio­
logy" hielt Professor Dr. Prakash 
Chandra einen Hauptvortrag über 
"Application of Photoreactions to 
Molecular Biology and Medicine". 

Klassische Philologie 
und Kunstwissenschaften 
Dr. Christoff Neurneister (bisher Uni­
versitätsdozent der Universität Hei­
delberg) wurde zum Professor H 4 
(Klassische Philologie) ernannt. 

Dr. Christian Winter (bisher wissen­
schaftlicher Assistent an der Univer­
sität Regensburg) wurde zum Profes­
sor H 3 ernann t. 
Professor Dr. Pet er Rietschel wur de 
die Bezeichnung Honorarprofessor an 
der Johann Wolfgang Goethe-Uni­
versität verliehen. 

Mit dem Ferdinand-Bertram-Preis 
der Deutschen Diabetes-Gesellschaft 
wurden Priv.-Doz. Dr. Karl Dietrich 
Hepp (München) und Priv.-Doz. Dr. , 
Jürgen Beyer (Frankfurt/Main) 1972 
ausgezeichnet. 

Gesellschaftswissenschaften 
Neuere Philologie Dr. Ulrich Oevermann wurde die Be­

zeichnung Honorarprofessor an der 
Johann Wolfgang Goethe-Universität 
verliehen. 

Erziehungswissenschaften 
Dr. Aloys Leber wurde zum Professor 

Professor Dr. Helmut Brackert hat 
einen Ruf auf die ordentliche Stelle 
eines Professors für das Fachgebiet 
Ältere Deutsche Philologie an der 
Technischen Universität Berlin erhal­
ten. 

Professor Werner Scheid (Theoreti­
sche Physik) war als Lecturer zur 
"Europhysics Study Conference on 

Professor Dr. Wilhelm Schäfer wurde 
die Bezeichnung Honorarprofessor an 
der Johann Wolfgang Goethe-Uni­
versität verliehen. 

Geowissenschaften 
Professor Dr. H.-J. Kunzei, Institut 

Den Förderpreis der Deutschen Dia­
betes-Gesellschaft erhielt Dr. 'Jochen 
Kleineke (Göttingen). 

Im Rahmen eines Forschungsobjektes über chemische Bin­
dungsfragen ist die stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS BAT 
Ha 

neu zu besetzen. Gesucht wird ein theoretischer Physiker' oder 
theoretisch interessierter Chemiker mit guten Kenntnissen auf 
dem Gebiet der Quantenmechanik und der Programmierte ch­
nik. Sein Aufgabenbereich umfaßt die Berechnung und die 
Bindungsanalyse kleiner Moleküle. Anfragen und Bewerbun­
gen richten Sie bitte an Prof. Dr. H.-H. Schmidtke, Institut und 
Zentrum für theoretische Chemie, Universität Frankfurt am 
Main, Robert-Mayer-Straße 11. 

Am Fachbereich Mathematik der Universität Frankfurt ist die 
Stelle einer 

SEKRETÄRIN 
zu besetzen. Die Vergütung erfolgt nach BAT VII. Engl. 
Sprachkenntnisse sind vorteilhaft, aber nicht Bedingung. An­
fragen an: Prof. Dr. Hermann Dinges, Tel. 7 98 25 24 oder 7 98 
2953. 

Am Fachbereich Mathematik der Universität Frankfurt ist die 
Stelle einer 

SEKRETÄRIN 
zu besetzen. Vergütung nach BAT VII. Anfragen an Prof. 
Dr.. R. Kiehl, Tel. 7 98 23 08 oder 7 98 29 53. 

Das Institut für Jugendbuchforschung der J. W. Goethe-Uni­
versität Frankfurt am Main sucht zum 1. Jan. 1973 eine(n) für 
Teamarbeit aufgeschlossene(n) 

DIPLOM-BIBLIOTHEKAR(INr 
Aufgabengebiet unter anderem: Aufnahme älterer und moder­
ner Primärliteratur, überwachung bibliographischer Karteien, 
Zusammenstellung von Fachbibliographien. Vergütung nach 
BAT Vb, 5-Tage-Woche, übliche Sozialleistungen. Bewerbun­
gen werden bis zum 15.11. 1972 an das Institut für Jugend­
buchforschung der J. W. Goethe-Universität, 6 Frankfurt am 
Main, Georg-Voigt-Straße 10, Tel. 06 11/798-3564, erbeten. 

Im Zentralen Recheninstitut ist zum 1. 11. 1972 die Stelle eines 
WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 

BAT IIa für die Abt. Anwendungssoftware zu besetzen. Abge­
schlossenes Hochschulstudium und Erfahrung in der wissen­
schaftlichen Datenverarbeitung sind erforderlich. Weiter su­
chen wir für sofort oder ::;päter 

EINE PROGRAMMIERERIN 
(Ausbildung als mathem;;ttisch-technische Assistentin ist Vor-
aussetzung) . 
sowie 

EINE VERWALTUNGSANGESTELLTE 
(SEKRETÄRIN) 

BAT VIb. Bewerbungen wollen Sie bitte an den Kanzler der 
Universität richten. Für tel. Rückfragen rufen Sie bitte unter 
HA 2608 an. 

Die Zentrale Beratungsstelle für das Schulbibliothekswesen in 
der BRD am Institut für Jugendbuchforschung der Universität 
Frankfurt bietet einer zweiten 

HALBTA9S-SEKRETÄRIN 
eine repressionsfreie Stelle. Abwechslungsreiche, interessante 
Arbeit in angenehmer Atmosphäre eines kleinen Instituts. 
Einstellung ab sofort möglich. Sozialleistungen und Vergütung 
nach BAT VII. Bitte kommen Sie zu uns oder rufen Sie uns an: 
Frankfurt, Georg-Voigt-Straße 10, Tel. 7982587,7983564. 

Zum baldmöglichen Eintritt wird ein(e) 
SACHBEARBEITER(IN) 

für die Allgemeine Verwaltung nach Vergütungsgruppe VIb 
BAT - nach Bewährung Aufstieg nach Vergütungsgruppe V c 
BAT möglich - gesucht. Kenntnisse auf dem Gebiet des Haus­
halts-, Personal- und Liegenschaftswesens sind erwünscht. 
Bewerbungen werden erbeten an den Kanzler der Johann 
Wolfgang Goethe-Universität, 6 Frankfurt/M., Schumannstr. 58. 

Am SDE ist ab sofort die Stelle eines/einer 
PÄDAGOGISCHEN MITARBEITERS/-IN 

zu besetzen. Bewerbungen bis 6. 11.1972 an den Herrn Präsi­
denten (mit den üblichen Unterlagen). 

Am Fachbereich Philosophie ist zum 1. November 1972 die 
Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN BEDIENSTETEN 
nach SR 2y und BAT zu besetzen. Bewerber wenden sich mit 
den üblichen Unterlagen bis zum 29. Oktober 1972 an den 
Dekan des Fachbereichs. 

Die Pressestelle der Johann Wolfgang Goethe-Universität 
sucht eine 

SEKRETÄRIN 

(BAT VI b) für abweChslungsreiche und interessante Sekreta­
riatsarbeiten. Die Stelle ermöglicht selbständiges Arbeiten in 
einem jungen Team. 
Bewerbungen bitte an die 
Pressestelle der Universität Frankfurt, 
6 Frankfurt am Main, Senckenberganlage 31, 
Telefon 7 9825 31 /24 72. 

Am Romanischen Seminar sind für das Wintersemester 1972/73 
FtJNF TUTORENSTELLEN 

für je zweistündige Tutorien pro Semesterwoche zu beset­
zen. Die Bezahlung beträgt 286 DM pro Monat. Interessenten 
werden gebeten, Bewerbungen bis zum 27.10. an die Ge­
schäftsführung des Romanischen Seminars zu richten. Es wird 
gebeten, kurze skizzierte Vorschläge für die Tutorien beizufü­
gen, die sich am Programm der Arbeitsgemeinschaften zur 
Neustrukturierung des Fachbereichs (siehe Vorlesungsver­
zeichnis) ausrichten sollten. 

Im Fachbereich Philosophie ist ab sofort die Stelle einer 
SCHREIBKRAFT 

(BAT VII) zu besetzen. Bewerbungen mit den üblichen Unter­
lagen sind bis zum 30. 11. 1972 an den Dekan des Fachbereichs 
Philosophie zu richten. 

Das Institut für Kernphysik, 6 Frankfurt am Main 90, August­
Euler-Straße 6 (Nähe Opelkreisel) Bus 33, 34, 40, 57, Tel. 
7988244 sucht folgende Angestellte: 

INGENIEURE 
(Elektro- oder Nachrichten- oder Feinwerktechnik) wird zum 
Reaktorschichtleiter ausgebildet) 

REAKTOROPERATEUR~ 

Techniker (Elektro- oder ähnlich) wird am Reaktor ausgebildet 
SCHREINERMEISTER BAT V c 

Holz-/Kunststoffbearbeitung für Experimentiereinrichtungen, 
Kenntnisse in Kunststoftverarbeitung können erworben wer­
den 

INGENIEUR 
für Experimentiergruppe "Nukleare Festkörperp'hysik" 

TECHNIKER(INNEN) 
für verschiedene Experimentiergruppen : "Silberchlorid-Detek­
toren", "Nukleare Festkörperphysik" und "Beschleuniger­
experimente" (Tergetlabor) 

EINE REINIGUNGSFRAU 
und einen 

WACHMANN 
Schichtdienst, Angestelltenve~hältnis. 

Unsere Gruppe arbeitet an Konzepten der EDV in der Medizin. 
Neben Pflege und Ausbau eines vorhandenen integrierten Ver­
arbeitungssystems geht es um die Organisation und Realisie­
rung einer .Patientendatenbank. Zu den weiteren Aufgaben 
gehört die Mitarbeit und methodische Beratung bei wissen­
schaftlichen Projekten im Zentrum. Wir suchen zum baldmög­
lichen Eintritt 

WISSENSCHAFTLICHE MITARBEITER 
(BAT II a), die sich für die genannten Bereiche interessieren. 
In Frage kämen Mathematiker, Volkswirte, Betriebswirte oder 
Psychologen mit Grundkenntnissen in EDV und statistischen 
Methoden. Wichtig ist daneben vor aHem die Bereitschaft, sich 
in diesen interdisziplinären Bereich einzuarbeiten. Die Mög­
lichkeiten zu selbständigem wissenschaftlichem Arbeiten und 
zur Promotion sind günstig. Telefonische Kontaktaufnahme : 
Universitätskliniken Frankfurt am Main, Durchwahl63 015438 
oder 63 01 52 60 

Am Institut für Deutsche Sprechkunde ist für das Winter­
semester 1972/73 eine 

TUTORSTELLE 
(student. Tutoren) zu besetzen. Die Bezahlung beträgt 286 DM 
pro Monat (keine Abzüge). Das Thema des 2stündigen Tuto­
riums (1 Stunde Gruppenarbeit, 1 Stunde Einzelberatung) 
sollte im Umkreis der allgemeinen Lehraufgabe des Instituts 
(Linguistik der mündlichen Rede/rhetorische Kommunikation) 
liegen und einen Beitrag zur Arbeitsgruppendiskussion des 
Fachbereichs leisten. Eine Kooperation mit dem Seminar "Ge­
sprochene Sprache und Sprachnorm" im Rahmen der Arbeits­
gruppe "Deutscher Sprachunterricht" wäre wünschenswert, ist 
aber nicht Bedingung. Bewerber werden gebeten, skizzenhafte 
Themenvorschläge unter Angabe bisheriger Arbeitserfahrun­
gen (absolvierte Seminare der Sprachwissenschaft und be­
arbeitete Themen) schriftlich einzureichen (maximal 1 Seite), 
die Angabe des Geburtsdatums, der Semesterzahl und der stu­
dierten Fächer ist ebenfalls erforderlich. Bewerbungen sind bis 
zum 1. November 1972 an die Geschäftsführung des Instituts 
wrich~. ' 

Das Institut für Theoretische Physik sucht zum frühestmög­
lichen Termin eine 

SEKRETÄRIN 
mit Englischkenntnissen für eine abwechslungsreiche Tätig­
keit. Vergütung erfolgt nach BAT VII, Höhergruppierung nach 
BAT VI b ist beantragt. Bewerbungen bitte schriftlich oder 
telefonisch (7982331) an Prof. J. Jelitto. 

Der Fachbereich Rechtswissenschaft der Johann Wolfgang 
Goethe-Universität sucht eine tüchtige 

BtJ'ROANGESTELLTE 
Verlangt werden gute Kenntnisse in allgemeinen Büroarbei­
ten, Stenografie und Maschineschreiben und in der Bedienung 
des Tonbandgerätes. Vergütung erfolgt nach BAT VI b. Be­
werbungen sind zu richten an das Dekanat des Fachbereichs 
Rechtswissenschaft, 6 Frankfurt am Main, Senckenberg­
anlage 31. 

Am 1. November 1972 wird am Institut für Biochemie die 
Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN BEDIENSTETEN 
Besoldung nach BAT II a, frei. Die Bewerber sollen neben 
wissenschaftlicher Tätigkeit unter Aufsicht eines Hochschul­
lehrers insbesondere den Aufbau von Versuchen und Ver­
suchseinrichtungen sowie deren Beaufsichtigung in biochemi­
schen Praktika mit übernehmen. Voraussetzungen sind die 
Diplomprüfungen in Chemie oder Biologie. 

Im Fachbereich Biologie ist die Stelle einer 
TECHNISCHEN ASSISTENTIN 

(Besoldungs gruppe BATVIb) zu besetzen. Von qerBewerberin 
wird erwartet, daß sie die Routinearbeit eines biologischen La­
bors beherrscht. Zu ihren Aufgaben wird die Mitwirkung bei 
der Vorbereitung und Auswertung elektrophysiologischer Ex­
perimente und die Mithilfe bei der Durchführung von physio­
logischen Praktika gehören. Bewerbungen mit den üblichen 
Unterlagen sind an den Dekan des Fachbereichs Biologie, 
6 Frankfurt am Main, Siesmayerstraße 70, zu richten. 

Am Ro~anischen Seminar sind drei Stellen für 
WISSENSCHAFTLICHE HILFSKRÄFTE 

zu besetzen. Bereitschaft zur Abhaltung eines Tutoriums 
wird erwünscht. Bewerbungen sind bjs zum 30. Oktober zu 
richten an die Geschäftsführung des Romanischen Seminars. 

An der Johann Wolfgang Goethe-Universität ist die Stelle des 

LEITERS DER PRESSE- UND INFORMATIONS­
STELLE 

Vergütungsgruppe BAT II a , zum 1. Januar 1973 oder 1. April 
1973 zu besetzen. Aufgaben sind Leitung der Pressestelle, In­
formation der Öffentlichkeit innerhalb und außerhalb der 
Universität über die Arbeit ihrer Gremien und Information 
der ' Presse über Vorgänge an der Universität. pie Pressestelle 
ist personell und sachlich gut ausgestattet. Bewerber sollten 
über ausreichende journalistische :{!:rfahrungen und möglichst 
gute Kenntnisse des Hochschulbereichs verfügen. 
Bewerbungen richten Sie bitte an den Präsidenten der Uni­
versität, 6 Frankfurt 1, Senckenberganlage 31. 
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